Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/1958 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

II/l — 68070 — 5789/67 


Bonn, den 29. Juli 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr,: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der EWG für 


eine Verordnung des Rats über die monatlichen Zuschläge 
zum Richtpreis und Interventionspreis für Ölsaaten im 
Wirtschaftsjahr 1967/68 

eine Verordnung des Rats über die Interventionsorte und 
die dort geltenden abgeleiteten Interventionspreise für 
Ölsaaten. 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 13. Juni 1967 dem Herrn Präsiden- 
ten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist nicht vorgesehen. 

Mit einer alsbaldigen Verabschiedung der Kommissionsvor- 
schläge durch den Rat kann gerechnet werden. 

Zur Information werden gleichzeitig die von der Kommission 
der EWG zu ihren Vorschlägen übermittelten Begründungen 
beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Buciidrudcerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rats 
über die monatlichen Zuschläge zum Richtpreis und 
Interventionspreis für Ölsaaten im Wirtschaftsjahr 1967/68 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rats vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette ^), 
insbesondere auf Artikel 22 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 25 der Verordnung Nr. 136/66/EWG 
ist für das Wirtschaftsjahr 1967/68 der Betrag festzu- 
setzen, um den der Richtpreis und der Interventions- 
preis für Raps- und Rübsensamen sowie Sonnen- 
blumenkerne vom Beginn des dritten Monats des 
Wirtschaftsjahres an monatlich erhöht wird, und zu 
bestimmen, für wieviel Monate die Zuschläge gel- 
ten; dieser Betrag muß für beide Preise gleich sein. 

Die monatlich gleichbleibenden Zuschläge werden 
unter Berücksichtigung der durchschnittlichen Lager- 
kosten und Zinsen in der Gemeinschaft festgesetzt. 
Es empfiehlt sich, die durchschnittlichen Lagerkosten 
unter Berücksichtigung der Kosten für die Lagerung 
der Saaten in geeigneten Lagerräumen und der 
Kosten der für die einwandfreie Aufbewahrung der 
Saaten erforderlichen Behandlung festzusetzen. Die 
Zinsen können auf der Grundlage eines auf einen 
durchschnittlichen Erzeugerpreis angewandten Zins- 
satzes von 6 V. H., der für die Anbaugebiete als 
normal gelten kann, berechnet werden. 

Die Zahl der Monate, für die diese Zuschläge gel- 
ten, ist unter Berücksichtigung der Ernteaussichten 
festzusetzen. 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 


Da die Raps- und Rübsensamenernte vermutlich 
über dem Durchschnittsertrag der letzten Jahre, aber 
unter dem Erntevolumen von 1966 liegen wird, emp- 
fiehlt es sich, für diese Saaten sechs Zuschläge fest- 
zusetzen. Da die Erzeugung von Sonnenblumenker- 
nen im Verhältnis zum Verbrauch wahrscheinlich 
sehr gering bleibt, ist es angezeigt, für Sonnenblu- 
menkerne die Mindestzahl der Zuschläge vorzu- 
sehen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

1. Für das Wirtschaftsjahr 1967/68 wird der monat- 
liche Zuschlag für Raps- und Rübsensamen auf 0,16 
Rechnungseinheiten je 100 kg festgesetzt. 

2. Der Zuschlag gilt vom 1. September 1967 an 
sechs Monate lang. 


Artikel 2 

1. Für das Wirtschaftsjahr 1967/68 wird der monat- 
liche Zuschlag für Sonnenblumenkerne auf 0,14 
Rechnungseinheiten je 100 kg festgesetzt. 

2. Der Zuschlag gilt vom 1. Dezember 1967 an fünf 
Monate lang. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, den 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Gemäß Artikel 25 der Verordnung Nr. 136/66/ 
EWG über die Errichtung einer gemeinsamen Markt- 
organisation für Fette werden, um eine Staffelung 
der Verkäufe zu ermöglichen, der Richtpreis und 
der Interventionspreis vom Beginn des dritten Mo- 
nats des Wirtschaftsjahres an mindestens fünf Mo- 
nate hindurch monatlich um einen Betrag -erhöht, 
der für beide Preise gleich ist. Demselben Artikel 
zufolge werden die monatlich gleichbleibenden Zu- 
schläge jährlich vom Rat unter Berücksichtigung der 
durchschnittlichen Lagerkosten und Zinsen in der 
Gemeinschaft festgesetzt. 

2. An Hand der vorliegenden Angaben kann damit 
gerechnet werden, daß die Raps- und Rübsensamen- 
erzeugung über dem Durchschnittsertrag der letzten 
Jahre, aber unter dem Erntevolumen von 1966 lie- 
gen wird. Daher dürften sechs monatliche Zuschläge 
ausreichend sein, um die Verwirklichung der in Ar- 
tikel 25 genannten Ziele zu ermöglichen. Da die Er- 
zeugung von Sonnenblumenkernen im Verhältnis 
zum Verbrauch nach wie vor sehr gering ist, besteht 
kein Grund, mehr als fünf Zuschläge vorzusehen. 

3. Die Lagerkosten wurden unter Berücksichtigung 
der Kosten für die Lagerung der Saaten in geeigne- 
ten Lagerräumen sowie der Kosten der für die ein- 
wandfreie Aufbewahrung der Saaten erforderliche 
Behandlung berechnet. 


Bei der Berechnung der Zinsen wurde ein Zinssatz 
von 6 V. H. zugrunde gelegt, der für die Anbauge- 
biete als normal gelten kann. Der Zinssatz wurde 
auf einen ölsaatenpreis angewandt, dei einem 
theoretischen abgeleiteten Tnterventionspreis von 
18,50 RE, erhöht um die Hälfte des Unterschieds zwi- 
schen dem Richtpreis und dem Interventionsgrund- 
preis entspricht. 


4. Bei der Berechnung der monatlichen Zuschläge 
werden folgende Faktoren zugrunde gelegt: 


Raps- und Rübsen- 
samen 

1. Lagerkosten 

6 X 18,80 

2. Zinsen — 

100 X 12 


Sonnenblumenkerne 

1. Lagerkosten 

6 X 18,80 

2. Zinsen 

100 X 12 


Monatlich 
(RE/100 kg Saaten) 

0,066 

0,094 

Insgesamt 0,160 

0,046 

0,094 


Insgesamt 0,140 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rats 
über die Interventionsorte und die dort geltenden abgeleiteten 
Interventionspreise für Ölsaaten 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rats vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette ^), 
insbesondere auf Artikel 22 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 22 Absatz 2 der Verordnung Nr. 
136/66/EWG sind die Hauptinterventionsorte für 
Raps- und Rübsensamen sowie Sonnenblumenkerne 
und die dort geltenden abgeleiteten Interventions- 
preise sowie die Kriterien für die Festlegung der 
übrigen Interventionsorte und der übrigen Inter- 
ventionspreise festzulegen. 

Als Hauptinterventionsorte sind die Orte mit den 
größten Märkten der Hauptanbaugebiete festzule- 
gen. Um für die Ölsaaten der Gemeinschaft in den 
Zuschußgebieten ein bestimmtes Preisniveau zu ge- 
währleisten, ist es ferner angezeigt, die für die Öl- 
saatenverarbeitung repräsentativsten Orte sowie die 
Orte außerhalb der Anbaugebiete zu wählen, die 
für den Binnenhandel und die Ausfuhr von Ölsaa- 
ten repräsentativ sind; es liegt kein Grund vor, das 
letztgenannte Kriterium für die Festlegung der übri- 
gen Orte zugrunde zu legen. 

Gemäß Artikel 24 der Verordnung Nr. 136/66/ 
EWG müssen die abgeleiteten Interventionspreise so 
festgelegt werden, daß ein freier Verkehr mit Öl- 
saaten in der Gemeinschaft unter Berücksichtigung 
der natürlichen Preibildungsbedingungen und ent- 
sprechend dem Marktbedarf möglich ist; zu diesem 
Zweck müssen die Interventionspreise so festgelegt 
werden, daß die Unterschiede zwischen den Inter- 
ventionspreisen den Preisspannen entsprechen, mit 
denen in normalen Erntejahren zu rechnen ist. 

Um das einwandfreie Funktionieren der Interven- 
tionsregelung zu gewährleisten, empfiehlt es sich, 
die übrigen Interventionsorte mit Ausnahme der 
Hauptinterventionsorte unter Berücksichtigung des j 
Erntevolumens in den einzelnen Gebieten und der I 
verfügbaren Lagereinrichtungen in den als Interven- i 
tionsorte in Frage kommenden Orten festzulegen. i 


Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 


Die Interventionspreise der übrigen Interven- 
tionsorte mit Ausnahme der Hauptinterventionsorte 
müssen unter Berücksichtigung der Interventions- 
preise in den Hauptinterventionsorten und der 
Kosten für die Beförderung von dem Anbaugebiet, 
für das sie festgesetzt sind, nach den Hauptinterven- 
tionsorten festgelegt werden; diese Preise dürfen 
keinesfalls zu Störungen in den natürlichen Handels- 
strömen zwischen den Hauptinterventionsorten füh- 
ren — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Hauptinterventionsorte für Raps- und Rüb- 
sensamen sowie für Sonnenblumenkerne und die 
dort geltenden abgeleiteten Interventionspreise für 
das Wirtschaftsjahr 1967/68 sind in der Anlage zu 
dieser Verordnung festgelegt. 

Artikel 2 

Die übrigen Interventionsorte, die nach Artikel 22 
Absatz 2 Unterabsatz 2 der Verordnung Nr. 136/66/ 
EWG festzulegen sind, müssen in Gebieten mit be- 
deutender Erzeugung von Raps- und Rübsensamen 
oder Sonnenblumenkernen liegen. 

Als Interventionsorte kommen nur Orte in Frage, 
wo ausreichende Einrichtungen für die Lagerung der 
den Interventionsstellen angebotenen Ölsaaten vor- 
handen sind. 

Die Zahl der Orte muß sich nach dem Umfang der 
Ölsaatenerzeugung in dem Gebiet richten, in dem 
die einzelnen Orte festgelegt werden. 

Artikel 3 

1. Die in den übrigen Interventionsorten geltenden 
abgeleiteten Interventionspreise gemäß Artikel 22 
Absatz 2 Unterabsatz 2 der Verordnung Nr. 136/66/ 
EWG werden unter Zugrundelegung folgender Fak- 
toren festgelegt: 

a) die Interventionspreise, die in den Hauptinter- 
ventionsorten des Gebiets gelten, das der natür- 
liche Absatzmarkt des Anbaugebiets ist, in dem 
der Ort liegt, für den der Interventionspreis fest- 
gelegt werden soll; 

b) die Kosten für die Beförderung der Ölsaaten von 
diesem Ort in die obengenannten Hauptorte 
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unter Zugrundelegung des bzw. der günstigsten 
Verkehrsmittel. 


Artikel 4 

Auf jeden Fall werden die in den übrigen Inter- 
ventionsorten geltenden abgeleiteten Interventions- 
preise so festgelegt, 

a) daß die Ölsaaten aus einem Gebiet mit einem 
Interventionsort in einem anderen Gebiet mit 
einem Interventionsort nicht unter dem dort 
geltenden Interventionspreis angeboten werden 
können; 

b) daß sie keine Störungen in den natürlichen Han- 
delsströmen zwischen den Hauptinterventions- 
orten hervorrufen können. 


Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat, 


Brüssel, den 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Anlage 


Hauptinterventionsorte und dort geltende Interven- 
tionspreise 

A. Für Raps- und Rübsensamen 


Orte 

Interventionspreise in 
Rechnungseinheiten je 
100 kg für Saaten der 
Standardqualität 

Chäteauroux 

18,05 

Bourges 

18,10 

Chartres 

18,33 

Le Havre 

18,89 

Rouen 

18,84 

Gennevilliers 

18,66 

Dijon 

18,31 

Chälons s/Marne 

18,48 

Laon 

18,42 

Dunkerque 

18,89 

Anvers 

18,79 

Rotterdam 

18,89 

Düsseldorf 

18,97 

Koblenz 

18,96 

Mannheim 

18,94 

Strasbourg 

18,78 

Hamm (Westf.) 

18,71 

Hannover 

18,66 

Hamburg 

18,89 

Kiel 

18,64 

Aurich/Leer 

18,89 

Regensburg 

18,05 

Lyon 

18,54 

Le Pouzin 

18,63 

Marseille 

18,98 

Bordeaux 

18,88 

Sete 

18,89 

Ravenna 

19,65 

Treviso 

19,22 

Florenz 

19,65 

Für Sonnenblumenkerne 

Bourges 

18,05 

Gennevilliers 

18,80 

Bordeaux 

19,22 

Marseille 

19,58 
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Begründung 


1. In Artikel 22 Absatz 2 der Verordnung Nr, 136/ 
66/EWG ist vorgesehen, daß der Rat jährlich die 
Hauptinterventionsorte und die dort geltenden ab- 
geleiteten Interventionspreise für Raps- und Rüb- 
sensamen sowie Sonnenbiumenkerne festlegt. In 
dem gleichen Artikel ist vorgesehen, daß der Rat 
ferner die Kriterien für die Festlegung der übrigen 
Interventionsorte und der übrigen abgeleiteten In- 
terventionspreise erläßt. 

2 Der Rat hat am 31. Mai 1967 beschlossen, den 
Interventionsgrundpreis für Ravenna auf 19,65 Rech- 
nungseinheiten je 100 kg und den niedrigsten ab- 
geleiteten Interventionspreis der Gemeinschaft für 
Chäteauroux auf 18,05 Rechnungseinheiten festzu- 
setzen. 

3. Das Verzeichnis der Hauptinterventionsorte ist 
nach Maßgabe der Lage der Anbaugebiete und unter 
Berücksichtigung der repräsentativen Merkmale die- 
ser Orte für die Verarbeitung und die Ausfuhr der 
Ölsaaten aufgestellt worden. Der vorgeschlagene 
Interventionspreis für die Hauptinterventionsorte 
ist unter Zugrundelegung des vom Rat für Chäteau- 
roux gewählten Preises, der Handelsströme zwischen 


den Anbaugebieten und den Verarbeitungs- und 
Ausfuhrgebieten sowie der niedrigsten Kosten für 
die Bieförderung der ölsaaten aus den Überschuß- 
gebieten in die Zuschußgebiete berechnet worden. 

4. Bei der Festlegung der Kriterien für die Fest- 
setzung der übrigen Interventionsorte und der dort 
geltenden Interventionspreise wurde berücksichtigt, 
daß diese Preise für die Erzeuger eine Absatzgaran- 
tie darstellen und nur für die Anbaugebiete ent- 
sprechend der Höhe der Ölsaatenerzeugung in den 
einzelnen Gebieten festgelegt werden sollen. 

Die Spanne zwischen den übrigen Interventions- 
preisen und den Hauptinterventionspreisen muß un- 
ter Berücksichtigung der Beförderungskosten so fest- 
gelegt werden, daß der natürliche Handelsstrom zwi- 
schen den Ölsaaten-Anbaugebieten und den Ver- 
brauchergebieten ermöglicht wird. 

Es erschien ferner zweckmäßig, zu bestimmen, daß 
die einzelnen Interventionsorte so festgelegt wer- 
den müssen, daß die Ölsaaten aus einem bestimmten 
Gebiet in einem anderen Gebiet nicht zu einem 
Preis angeboten werden können, der unter dem 
dort geltenden Interventionspreis liegt. 
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